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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Nationalrat Zbinden (sp, AG) ersuchte den Bundesrat in einem Postulat (Po. 00.3128) um
eine systematische Sichtbarmachung staatlicher Leistungen. Diese Massnahme sollte
die oft als asymmetrisch empfundenen Tauschbeziehungen zwischen Bund und
Steuerzahlenden nachvollziehbarer gestalten, die staatliche Legitimation stärken und
der Steuer- und Abgabenmüdigkeit vieler Bürger entgegenwirken. Im Einvernehmen mit
dem Bundesrat wurde das Postulat in der Sommersession angenommen. Ein anderes
Ziel verfolgte Parteikollegin Leutenegger (BL) mit einer parlamentarischen Initiative. Sie
verlangte die Einführung der Meldepflicht bei staatlichen Leistungen oder
Begünstigungen an öffentliche oder private Unternehmungen. Vielfach würden
staatliche Behörden durch versteckte Drohungen zu finanziellen Beihilfen oder
Steuererlassen gezwungen. Dies führe zu einer Verzerrung des interkantonalen
Steuerwettbewerbs. Mit 73 zu 50 Stimmen wurde der Initiative keine Folge gegeben. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Auf Antrag seiner SPK beschloss der Nationalrat mit knappem Mehr (91:84), einer
parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion Folge zu geben, welche die Kompetenz
der Finanzdelegation des Parlaments zur Bewilligung von ausserordentlichen und
dringlichen Ausgabenentscheiden des Bundesrats begrenzen will. Der im Nachgang
zum Entscheid der Regierung zur Unterstützung der Swissair im Herbst 2001
eingereichte Vorstoss verlangt, dass der Bundesrat nur noch dringliche
Ausgabenbeschlüsse bis zu maximal 100 Mio Fr. verabschieden darf. Bei höheren
Summen soll nicht mehr wie bisher eine Zustimmung der Finanzdelegation ausreichen,
sondern auf jeden Fall ein Parlamentsentscheid notwendig sein. Die Finanzkommission
des Nationalrats hatte diesen Vorstoss vergeblich mit dem Argument bekämpft, dass
sich die bisherige Ordnung bewährt habe und die vorgeschlagene Regelung für wirklich
dringliche Entscheide zu schwerfällig sei. (Siehe auch hier für weitere Informationen.) 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Mit 90:75 Stimmen gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative der SVP-
Fraktion Folge, welche die Einführung des Finanzreferendums auf Bundesebene
verlangt. Verpflichtungskredite und Zahlungsrahmen, die neue einmalige oder neue
wiederkehrende Ausgaben nach sich ziehen, sollen ab einem bestimmten Betrag dem
fakultativen Referendum unterstehen. Gemäss der Mehrheit der vorberatenden SPK
könnten einzelne konkrete Ausgaben für das Volk von grösserem Interesse sein als
abstrakte Gesetze. Analysen auf Gemeinde- und Kantonsebene hätten zudem gezeigt,
dass das Finanzreferendum eine bremsende Wirkung auf die Ausgaben und die
Verschuldung habe. Linke und Teile der CVP lehnten den Vorstoss ab mit dem Hinweis,
dass die Ausgaben zumeist auf Gesetzen beruhen, die bereits dem Referendum
unterstanden. Eine weitere parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion (Pa. Iv.
03.402), welche die Einführung eines Behördenreferendums für Parlamentsbeschlüsse
verlangte, die zu nennenswerten Mehrausgaben führen, wurde verworfen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Gegen den Antrag des Bundesrates stimmte der Nationalrat einem Entwurf seiner SPK
zu einer Änderung des Finanzhaushaltsgesetzes zu. Für dringliche Beschlüsse der
Finanzdelegation des Parlaments soll neu eine Obergrenze von 250 Mio Fr. gelten; ein
Minderheitsantrag hatte die Obergrenze bei 0,5% der Einnahmen festlegen wollen, um
eine später nötige Anpassung an die Teuerung zu vermeiden. Damit zog der Rat die
Konsequenzen aus dem Swissair-Grounding, als das Parlament vor ein Fait accompli in
Milliardenhöhe gestellt worden war. Der Ständerat trat auf die Vorlage nicht ein. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Da sich beide Räte bezüglich der Kompetenzen der Finanzdelegation für die
Beibehaltung des Status quo und gegen eine „Lex Swissair“ ausgesprochen hatten,
lehnte es der Nationalrat ab, auf eine entsprechende Gesetzesvorlage einzutreten,
welche seine Finanzkommission aufgrund einer parlamentarischen Initiative der SVP-
Fraktion ausgearbeitet hatte. Mit Zustimmung des Bundesrates überwies das Parlament
eine Motion der FK-NR (Mo. 05.3003), welche eine Überprüfung von Ressourcen und
Leistungen im Flag-Modell auf Wirksamkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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verlangte. 5

In der Sommersession 2014 gab die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Ständerats (WAK-SR) einer parlamentarischen Initiative Niederberger (cvp, NW) Folge.
Sie forderte einen Abbau von bürokratischen Hürden beim Meldeverfahren und
verlangte unter anderem, dass das Verrechnungssteuergesetz dahingehend angepasst
wird, dass anstelle von Strafzinsen verschuldensabhängige Ordnungsbussen erhoben
werden. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.03.2014
DAVID ZUMBACH

Im April 2015 stimmte die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
(WAK-NR) mit 14 zu 6 Stimmen bei 1 Enthaltung ihrer Schwesterkommission zu, die im
Sommer 2014 einer parlamentarischen Initiative Niederberger (cvp, NW) Folge gegeben
hatte. Diese fordert einen Abbau von bürokratischen Hürden beim Meldeverfahren
und verlangte unter anderem, dass das Verrechnungssteuergesetz dahingehend
angepasst wird, dass anstelle von Strafzinsen verschuldensabhängige Ordnungsbussen
erhoben werden. Im Zuge einer Änderung des Bundesgesetz über die
Verrechnungssteuer (VStG) wurde die Initiative in der Herbstsession 2015 vom
Ständerat abgeschrieben. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.04.2015
DAVID ZUMBACH

1) AB NR, 2000, S. 1133 f.; AB NR, 2000, S. 844.
2) AB NR, 2003, S. 166 ff. 
3) AB NR, 2004, S. 1343 ff. und 1346 ff. 
4) BBl, 2004, S. 2779 ff. und 2799 ff.; AB NR, 2004, S. 816 ff.; AB SR, 2004, S. 642 ff. 
5) AB NR, 2005, S. 1895 und Beilagen IV, S. 42 ff. ; AB NR, 2005, S. 404 f.; AB SR, 2005, S. 586.
6) NZZ, 1.7.2014
7) AB SR, 2015, S. 1029.; Medienmitteilung WAK-NR vom 14.4.15
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